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BREMISCHE BÜRGERSCHAFT
Landtag
15. Wahlperiode

Drucksache 15 /705
(zu Drs. 15/648)

08. 05. 01

Mitteilung des Senats vom 8. Mai 2001

Altenpflegeausbildung

Die Fraktionen der CDU und der SPD haben unter Drucksache 15/648 eine Große
Anfrage zu obigem Thema an den Senat gerichtet.

Der Senat beantwortet die Große Anfrage wie folgt:

1. In welcher Form bereitet sich der Senat auf die ab August geltende Neuregelung
der Altenpflegeausbildung vor, und wie sollen die bundesweit einheitlichen Rah-
menbedingungen im Land Bremen ausgestaltet werden?

Das Bremer Gesetz über die Ausbildung in der Altenpflege (BremAltpflAG), das zum
1. Januar 1997 in Kraft trat, orientierte sich im Aufbau und in den Einzelheiten an
den damaligen Entwürfen für ein bundeseinheitliches Altenpflegegesetz. Bei der
Erörterung des Gesetzes über  die Berufe in der Altenpflege waren die Modalitäten
der Finanzierung, die Dauer der Ausbildung für  Umschüler sowie die Zulassung
einer Experimentierklausel für die Weiterentwicklung der Pflegeberufe von zentra-
ler Bedeutung.  Bei den Beratungen war das Interesse der Bremer Stellungnahmen
vor allem auf das Zustandekommen einer bundeseinheitlichen Regelung der Aus-
bildung und den Erhalt der in Bremen praktizierten dreijährigen integrierten Aus-
bildung gerichtet. Diesem Anliegen wurde im Wesentlichen Rechnung getragen.

Mit dem zum 1. August 2001 in Kraft tretenden Gesetz über die Berufe in der Alten-
pflege wird das BremAltpflAG für beginnende Ausbildungslehrgänge außer Kraft
gesetzt.

Bei einem Vergleich der beiden Gesetze besteht vielfach Identität, es sind aber auch
abweichende Regelungen festzustellen. Im Wesentlichen ergeben sich in Bezug auf
die Abschnitte des Gesetzes folgende Neuerungen:

Abschnitte des AltPflG Neuregelungen/Abweichungen vom BremAltpflAG

Erlaubnis (§ 2) Das Altenpflegegesetz sieht ergänzende Regelungen für
die Anerkennung von Ausbildungen vor, die außerhalb
des Geltungsbereichs des Bundesgesetzgebers erworben
wurden.

Ausbildung in der
Altenpflege

Die Ausbildungsziele sind weitgehend identisch. Das
Bundesgesetz hebt ergänzend hervor, dass die sach- und
fachkundige Pflege den allgemein anerkannten pflege-
wissenschaftlichen, insbesondere den medizinisch-pfle-
gerischen Erkenntnissen, entsprechen soll. Die Ausbil-
dungsziele umfassen ausdrücklich die Mitwirkung an
qualitätssichernden Maßnahmen, die umfassende Be-
gleitung Sterbender und die berufliche Kooperation mit
anderen Personen und Instanzen.

Ausbildungsziele (§ 3)

Gesamtverantwortung
(§ 4 [4])

Die Gesamtverantwortung für die Ausbildung trägt wei-
terhin die Altenpflegeschule, wenn das Landesrecht kei-
ne andere Einrichtung vorsieht.

Praktische Ausbildung
(§ 4 [3])

Die praktische Ausbildung wird nach dem Bundesgesetz
obligatorisch in Heimen und ambulanten Pflegeein-
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richtungen durchgeführt. Andere Einrichtungen (psych-
iatrischen Kliniken, Allgemeinkrankenhäuser, geriatri-
sche Rehabilitationseinrichtungen oder Angebote der of-
fenen Altenhilfe) können Ausbildungsanteile überneh-
men. Das BremAltpflAG verpflichtet zur Ausbildung in
diesen Praxisfeldern.

Experimentierklausel
(§ 4 [6])

Zur zeitlich befristeten Erprobung von Ausbildungs-
angeboten, die der Weiterentwicklung der Pflegeberufe
dienen, können Länder von Anforderungen des Gesetzes
abweichen, sofern das Ausbildungsziel nicht gefährdet
wird.

Ausbildungsdauer (§ 7) Für bestimmte Berufe kann die Ausbildungsdauer wei-
terhin um bis zu zwei Jahren gekürzt werden. Auf Antrag
kann für andere abgeschlossene Berufsausbildungen die
Ausbildung um zwei Jahre gekürzt werden, wenn die
fachliche Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. Das
BremAltpflAG sieht hierfür nur ein Jahr vor.

Ausbildungs- und Prü-
fungsordnung (§ 9)

Auch die Ausbildungs- und Prüfungsordnung soll bun-
deseinheitlich  gestaltet werden. In der Rechtsverord-
nung werden die Prüfverfahren und die Nachweise auf
die Europäische Gemeinschaft bezogen.

In Bezug auf die Altenpflegehilfe obliegt es weiterhin
den Ländern Voraussetzungen, Anrechnungen, Min-
destanforderungen oder Anerkennungen zu regeln.

Ausbildungsverhältnis
(§ 13 ff.)

Bisher haben in Bremen die Altenpflegeschulen die Aus-
bildungsverträge abgeschlossen. Nach dem Bundesrecht
können zukünftig Träger der praktischen Ausbildung für
die gesamte Ausbildungsdauer einen Ausbildungsver-
trag schließen, wenn sie zugleich Träger einer Alten-
pflegeschule sind oder mit einer staatlich anerkannten
Altenpflegeschule oder einer Altenpflegeschule im Sin-
ne des Schulrechts der Länder einen Vertrag über die
Durchführung praktischer Ausbildungen geschlossen
haben. Der Ausbildungsvertrag bedarf der Zustimmung
der Altenpflegeschule.

Die Landesregierungen werden ermächtigt, das Nähere
zur Bestimmung der praktischen Ausbildung durch
Rechtsverordnung zu regeln.

Die Ausbildungsvergütung hat der Träger der prakti-
schen Ausbildung dem Schüler für die gesamte Dauer
der Ausbildung zu zahlen.

Kostenregelung (§§ 24
u. 25)

Die Bremer Regelungen sehen vor, dass die mit dem Be-
trieb der Altenpflegeschulen verbundenen Kosten und die
Ausbildungsvergütungen durch ein Umlageverfahren
von den Diensten und Einrichtungen der Altenhilfe er-
hoben werden. Durch Änderung des SGB XI war die Be-
rücksichtigung der Schulkosten in der Umlage rückwir-
kend zum 1. Januar 1998 nicht mehr zulässig. Mit
Senatsbeschluss vom 28. September 1999 werden die
Schulkosten durch Haushaltsmittel aufgebracht.

Das Altenpflegegesetz sieht zukünftig vor, dass die Trä-
ger der praktischen Ausbildung die Kosten für die Aus-
bildungsvergütung in den Entgelten und Vergütungen
für ihre Leistungen berücksichtigen können. Ausgenom-
men hiervon bleiben Aufwendungen für die Personal-
und Sachkosten von Ausbildungsstätten.

Zudem werden die Landesregierungen ermächtigt, zur
Aufbringung der Ausbildungsvergütung von den Dien-
sten und Einrichtungen der Altenhilfe Ausgleichsbeträge
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zu erheben. Dies gilt jedoch nur, um einen Mangel an
Ausbildungsplätzen zu verhindern oder zu beseitigen.

Ausbildung in der
Altenpflegehilfe (§ 10
ff.)

Der Zeitumfang des theoretischen und praktischen Un-
terrichts von mindestens 600 Stunden sowie der prakti-
schen Ausbildung mit mindestens 900 Stunden weicht
von der Bremer Altenpflegeverordnung ab. (Hier sind
865 Stunden für die Theorie und 770 für die Praxis vorge-
sehen.)

Unter den  veränderten gesetzlichen Rahmenbedingungen bleibt die wichtigste
Zielvorstellung des Senats, günstige Voraussetzungen für die Ausbildung und Wei-
terentwicklung der Pflegeberufe zu schaffen. Dies gilt sowohl für die Qualität der
Aus- und Weiterbildung, die über die medizinisch pflegerische Versorgung hinaus,
dazu beitragen soll, dass die Würde von Hilfe- und Pflegebedürftigen Beachtung
findet. Zudem ist ein ausreichendes Angebot an Ausbildungsplätzen vorzuhalten,
um dem zukünftigen Pflegebedarf gerecht zu werden.

Im AltPflG werden die Landesregierungen an sieben Stellen ermächtigt, durch
Rechtsverordnung Einzelheiten zu regeln. Der größte Handlungsbedarf besteht
für:

— die Einbindung der Pflegedienste und Heime in die Ausbildungsverträge und
die Einführung eines erneuten Umlageverfahrens,

— die Ausnutzung der Experimentierklausel,

— die  Rahmengestaltung der Ausbildung in der Altenpflegehilfe.

In Bremen beginnen im Oktober diesen Jahres die ersten Ausbildungen unter den
Bedingungen des neuen Rechts. Nach Auffassung des Senats sollte die Gesamtver-
antwortung für die Ausbildung weiterhin den Altenpflegeschulen überlassen blei-
ben und keiner anderen Einrichtung übertragen werden. Die Altenpflegeschulen
bieten Gewähr für die Aufrechterhaltung qualitativer Standards und die geforderte
Abstimmung des Unterrichts mit den praktischen Ausbildungsanteilen.

Zukünftig wird die Altenpflegeschule grundsätzlich nicht mehr Vertragspartner der
Ausbildungsverträge sein, sondern unter bestimmten Voraussetzungen. Gegenwär-
tig zeichnet sich noch nicht ab, welche Träger die Ausbildung aufnehmen wollen.
Um den Bedarf an qualifizierten Altenpflegern sicherzustellen, ist die Einführung
des Ausgleichsverfahrens gem. § 25 AltPflG nach Auffassung des Senators für Ar-
beit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales erforderlich.

Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales beabsichtigt da-
her, dem Senat vorzuschlagen, die Rechtsverordnung für das Ausgleichsverfahren
zur Aufbringung der Mittel für die Ausbildungsvergütung der neuen Rechtslage
anzupassen.

Insgesamt geht der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales
davon aus, dass im Land Bremen in den nächsten Jahren jährlich rund 150 Teilneh-
mer die Ausbildung beginnen müssen, um die erforderliche Anzahl von Pflege-
kräften sicherzustellen. Ziel ist die Fortführung der integrierten Ausbildung von
Erstauszubildenden und Umschülern. Ein Drittel der Kursteilnehmer sollten
Erstauszubildende sein. Die Ausbildungsbedarfe und Details der praktischen Um-
setzung sind im Landespflegeausschuss festzulegen.

Das Bundesgesetz enthält eine Öffnungsklausel, die Neuentwicklungen ermög-
licht (§4 [6]). Damit können die bremischen Beiträge zur Modernisierung der
Pflegeausbildung weitergeführt und ihre Ergebnisse in die auf Bundesebene disku-
tierte Reform der Pflegeberufe einfließen.

Hier ist insbesondere das Projekt zur integrierten Pflegeausbildung im Lande
Bremen zu nennen. In diesem Projekt werden erstmalig in der Region Alten-
pfleger/-innen, Krankenpfleger/-innen und Kinderkrankenpfleger/-innen gemein-
sam ausgebildet. Eine breite Grundlagenkompetenz wird mit notwendigen Spezia-
lisierungen verzahnt und so ein Beitrag zur Implementierung der zunehmend er-
forderlichen berufsübergreifenden Kompetenzen in die Pflegeausbildung geleistet.

Da die gegenwärtig im Gesetzgebungsverfahren befindliche bundeseinheitliche
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für den Beruf der Altenpflegerin und des
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Altenpflegers die Ausbildung in der Altenpflegehilfe nicht normiert, ist eine Anpas-
sung der Bremischen Altenpflegeverordnung notwendig.

2. Wie wird sich die Neuregelung nach Ansicht des Senats auf die auf Landesebe-
ne vorhandenen Strukturen und Kooperationen in der Altenpflegeausbildung aus-
wirken?

Die Qualität der Altenpflegeausbildung wird entscheidend von der transparenten
Aufgabenteilung und der praktizierten Zusammenarbeit aller beteiligten Instanzen
bestimmt. Dies reicht von der Konzipierung der Lehrgänge über die Bereitstellung
sachlich-personeller Ressourcen für eine qualifizierte Praxisbegleitung bis zur Ak-
zeptanz der Lernenden in den Einsatzfeldern.

In der Vergangenheit gab es bereits auf mehreren Ebenen Gremien, die zur  Refle-
xion, zum gegenseitigen Lernen und zu Absprachen und Vereinbarungen genutzt
wurden.

Durch die Neuregelung der Ausbildung wird die erforderliche Kooperation aufwen-
diger, weil z. B. die Einführung der Umlagefinanzierung von der Realisation ausrei-
chender Ausbildungsplätze abhängt. Hierbei sind zeitliche Vorgaben zu entwickeln
und zu beachten, um die Termine für den Ausbildungsbeginn einhalten zu können.
Zudem müssen Ausbildungsträger unter den genannten Voraussetzungen Verträge
mit den Altenpflegeschulen abschließen.

Grundsätzlich sind im Land Bremen vier Regelungs- und Koordinationsebenen
einzurichten, die sich mit dem Themenbereich der Ausbildung in der Altenpflege
befassen:

1. Vorbereitung von gesetzlichen Rahmenbedingungen und Festlegung von Ver-
fahrensweisen der Ausbildung

Hier ist u. a. die weitere Intensivierung der Kooperation der betroffenen Ressorts
mit dem Arbeitsamt, den Trägerverbänden, dem Landespflegeausschuss und
den Altenpflegeschulen gefordert.

2. Planung und Finanzierung der Ausbildungen

Der Landespflegeausschuss gibt eine Empfehlung über den Umfang der jährli-
chen Ausbildungskapazitäten auch unter Berücksichtigung der Finanzier-
barkeit. Die Anzahl der Umschüler wird durch das Arbeitsamt festgelegt. Zu-
künftig ist jährlich zu entscheiden, ob zur Deckung des Gesamtbedarfs an Fach-
kräften ein Ausgleichsverfahren eingeführt wird, über deren Notwendigkeit in
Abständen zu berichten ist.

3. Kooperation bei der Durchführung

Die zentrale Stellung der Altenpflegeschule als Instanz der Gesamtverantwor-
tung für die Durchführung der Ausbildung bleibt erhalten. Zukünftig haben die
Schulen mit den Trägern der praktischen Ausbildung  Verträge über die Aus-
bildungsverhältnisse zu schließen, wenn der Träger keine eigene Altenpflege-
schule betreibt. Die Schulen stimmen die einzelnen Ausbildungsabschnitte auf-
einander ab und übernehmen die Praxisbegleitung. Träger, die Ausbildungs-
verhältnisse abschließen, müssen in der Lage sein, die geforderte Ausbildungs-
anleitung sicherzustellen.

Mit den Ressorts für Soziales und Bildung haben die Altenpflegeschulen inzwi-
schen eine Arbeitsgruppe gebildet, um die Neuregelung der Ausbildung sowie
der Prüfungsverfahren einheitlich abzustimmen und zu regeln.

4. Weiterentwicklung der Pflegeberufe

In der Sozialbehörde wurde eine Projektgruppe mit dem Ziel eingerichtet, län-
gerfristige Perspektiven für die Pflegeberufe zu entwerfen. Hierzu gehört auch
die Frage, wie die Ergebnisse des Modellversuchs „Integrierte Pflegeaus-
bildung“ auf traditionelle Ausbildungsgänge der Alten- und Krankenpflege zu
übertragen sind. Zudem sollen im Fort- und Weiterbildungsbereich Schnittstel-
len ermittelt werden, um gemeinsame Bildungsangebote zu fördern. Kooperati-
onspartner werden die Pflegeschulen, Weiterbildungsträger, Krankenhäuser,
Pflegeeinrichtungen und -dienste sein.
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3. Wie gedenkt der Senat einer Absenkung des Ausbildungsniveaus innerhalb der
Altenpflege entgegenzutreten, da das Gesetz von einer dreijährigen Ausbildungs-
dauer ausgeht, gleichzeitig aber die Möglichkeit bietet, die Ausbildungszeit zu ver-
kürzen?

In den Entwürfen des Altenpflegegesetzes war zunächst die Verkürzung der Ausbil-
dungsdauer für Umschüler auf zwei Jahre vorgesehen. Diese Regelung stieß auf
den Widerstand vieler Bundesländer, weil damit eine integrierte Ausbildung von
Erstauszubildenden und Umschülern gefährdet wäre. Zudem bestand dadurch die
Gefahr eines nachhaltigen Qualifikationsverlustes für den Beruf der Altenpflegerin
und des Altenpflegers. Daher wurde diese Vorschrift nicht in das Gesetz aufgenom-
men.

Das zukünftige Altenpflegegesetz sieht in § 7 Abs. 1 Verkürzungsmöglichkeiten für
bestimmte Berufe vor, die dem Bremer Gesetz über die Ausbildung in der Alten-
pflege entsprechen. Darüber hinaus sieht Abs. 2 eine Verkürzungsmöglichkeit bis
zu zwei Jahren im Umfang der fachlichen Gleichwertigkeit vorher erworbener Be-
rufe vor. Nach dem Bremer Gesetz führten andere dreijährige Berufsausbildungen
zu einer Verkürzung von höchstens einem Jahr.

Für die Ausschöpfung der Verkürzungsmöglichkeiten ist eine einzelfallbezogene
Prüfung durch die zuständige Behörde in Kooperation mit den Altenpfegeschulen
erforderlich. Die Verkürzung darf die Durchführung der Ausbildung und das Errei-
chen des Ausbildungsziels nicht gefährden.

4. Wie beabsichtigt der Senat, die Kosten der Altenpflegeausbildung im Land Bre-
men zu finanzieren?

Die Ausbildung von Umschülern wird weiterhin durch das Arbeitsamt finanziert.

Für die Erstauszubildenden werden die Schulkosten in Höhe von rund 712 DM
monatlich pro Schüler durch Haushaltsmittel aufgebracht.

Die Ausbildungsvergütungen der Erstauszubildenden werden von den Heimen
oder Pflegediensten übernommen, wenn sie die Ausbildungsverträge abschließen.
Diese Aufwendungen kann der Träger der praktischen Ausbildung in den Entgelten
oder Vergütungen für seine Leistungen berücksichtigen. Werden auf diesem Wege
nicht genügend Ausbildungsplätze angeboten, sind die Ausbildungsvergütungen
durch eine Ausgleichsabgabe von allen Heimen und Pflegediensten aufzubringen.
Betriebe, die Ausbildungsverhältnisse abschließen, werden nicht von der Beteili-
gung an der Umlage freigestellt. Ob eine Finanzierung per Ausgleichsabgabe nötig
ist, wird nach Prüfung entsprechend §§ 24, 25 festgelegt.

5. Wie beabsichtigt der Senat, gegebenenfalls die Altenpflegeschulen und die Aus-
bildungseinrichtungen in die Gestaltung der bremischen Regelungen mit einzube-
ziehen?

Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales sowie der Senator
für Bildung und Wissenschaft stimmen sich in inhaltlicher und organisatorischer
Hinsicht regelmäßig mit den Altenpflegeschulen über praktische Fragen der Aus-
bildung, Prüfung und der Erlaubniserteilung ab. Beide Ressorts haben inzwischen
mit den Altenpflegeschulen eine Arbeitsgruppe gebildet, um die Auswirkungen der
Änderungen des Gesetzes und der vorgesehenen Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung zu erörtern. Ziel ist dabei, die Planungen und das Vorgehen abzustimmen und
gemeinsam auszurichten.

6. Wie viele Altenpflegeschulen, Ausbildungseinrichtungen und Auszubildende
werden ab August 2001 von der Neuregelung im Land Bremen betroffen sein? Wer
sind die Träger der Altenpflegeschulen?

Im Land Bremen nehmen gegenwärtig fünf genehmigte Altenpflegeschulen die
Ausbildungen für Altenpflegerinnen und Altenpfleger wahr. Vier Schulen befinden
sich in Bremen  und eine in Bremerhaven.

Bei den Schulen handelt es sich um:

— Die Altenpflegeschule der Bremer Heimstiftung (diese Schule bietet die Lehr-
gänge an zwei Standorten an: Bremen-Mitte und Bremen-Nord),

— die Altenpflegeschule der Wirtschafts- und Sozialakademie der Angestellten-
kammer Bremen,
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— die Altenpflegeschule Friedehorst,

— die Altenpflegeschule des Instituts für Berufs- und Sozialpädagogik e. V.,

— und die Altenpflegeschule der Betreuungs- und Pflege-Dienstleistungsgesell-
schaft Bremerhaven.

Voraussichtlich werden die ersten Ausbildungen nach dem Altenpflegegesetz im
Oktober diesen Jahres beginnen. Zu diesem Zeitpunkt werden rund 400 Alten-
pflegerinnen und Altenpfleger ausgebildet. Hiervon werden bis zu 150 Auszubil-
dende die Ausbildung in diesem Jahr aufnehmen. Die vor Inkrafttreten des Alten-
pflegegesetzes begonnenen Ausbildungen zur staatlich anerkannten Alten-
pflegerin oder zum staatlich anerkannten Altenpfleger werden weiterhin nach den
bisherigen landesrechtlichen Vorschriften durchgeführt und abgeschlossen.

Theoretisch können alle Heime im Sinne des Heimgesetzes, stationäre Pflegeein-
richtungen im Sinne des § 71 Abs. 2 SGB XI oder ambulante Pflegedienste (§ 71
Abs. 1 SGB XI), die ältere Menschen versorgen,  Ausbildungsverträge abschließen.
Praktische Grenzen ergeben sich allerdings durch die im Gesetz genannten Voraus-
setzungen. Klar ist, dass die Träger, die zugleich eine Altenpflegeschule betreiben,
Ausbildungsverträge abschließen können.

Bisher bestehen in Bremen noch keine Verträge zwischen einer Altenpflegeschule
und einem Träger der praktischen Ausbildung.

7. Wie schätzt der Senat den Bedarf an ausgebildeten Altenpflegerinnen und -pflegern im
Land Bremen bis zum Jahr 2015 ein und wie werden diese Schätzungen bei der Ge-
staltung der bremischen Regelungen berücksichtigt?

Erstauszubildende werden in Bremen seit Einführung des Bremer Altenpflege-
gesetzes im Jahre 1997 ausgebildet. Der jährliche Ausbildungsbedarf wurde mit
den Umschülern auf 150 Auszubildende festgelegt. Diese Zielvorgabe konnte aller-
dings im Landespflegeausschuss nicht voll eingelöst werden.

Der Bedarf an Pflegefachkräften wird durch vielfältige Faktoren bestimmt. Hierzu
gehören vor allem neben der demographischen Entwicklung die Hilfe- und Pflege-
bedürftigkeit älterer Menschen und die Unterstützungspotentiale von Familie oder
Umfeld.  Zu beachten ist die Abbrecherquote während der Ausbildung, die Verweil-
dauer im Beruf, die Altersstruktur und Zuwanderung von Pflegekräften. Zudem ist
die Personalentwicklung bei den stationären Einrichtungen und ambulanten
Pflegediensten zu berücksichtigen.

Das Arbeitsamt verzeichnet rund 80 gemeldete offene Stellen für Pflegeberufe.
Auch die Träger weisen immer wieder auf Schwierigkeiten hin, ausreichend Fach-
kräfte zu finden. Engpässe sind aber auch aus dem Umstand zu erklären, dass die
Erweiterung des Ausbildungskontingentes um Erstauszubildende sich erst zum
Herbst 2000 auf den Arbeitsmarkt auswirken konnte. Zugleich wurden in den letz-
ten fünf Jahren die Pflegeheimplätze pro Jahr durchschnittlich um 120 erhöht. An-
dererseits ergab eine im Oktober 2000 durchgeführte Befragung aller Heime im
Land Bremen, die dem Heimgesetz unterliegen, dass bis auf wenige Ausnahmen,
alle Einrichtungen die geforderte Fachkraftquote von 50 % erfüllen.

Bei der Pflegebedarfsplanung ist die Entwicklung der Anzahl älterer Menschen die
wichtigste Größe. Zurzeit liegt eine Modellrechnung der Bevölkerungsentwicklung
für Bremen und Bremerhaven bis zum Jahr 2010 vor, die vom Statistischen Landes-
amt durchgeführt wurde.

Daraus ergibt sich folgende Übersicht:

Anzahl der Personen im Land Bremen im Alter von 75 Jahren und mehr

2000 2005 2010

Bremen 45.463 46.905 48.360

Bremerhaven 10.509 10.602 10.396

Land 55.972 57.507 58.756

Für die beiden Städte werden unterschiedliche Prognosen gestellt. Während die
Anzahl der über 75-jährigen in Bremen zunimmt, stagniert sie in Bremerhaven.
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Von besonderen Interesse ist der Ausbau der Pflegeheimplätze, weil Alten-
pflegerinnen überwiegend in diesem Bereich tätig sind.

In Bremen werden gegenwärtig für 1.000 Personen im Alter über 75 Jahren 86
Pflegeheimplätze angeboten. Um den bestehenden Versorgungsgrad aufrechtzuer-
halten, müssten — bei Voraussetzung gleichbleibender Rahmenbedingungen — in
Bremen bis zum Jahr 2010 rund 260 zusätzliche Heimplätze geschaffen werden.
Hierfür werden etwa 106 Pflegekräfte benötigt, von denen üblicherweise die Hälfte
Fachkräfte sind.

Diese Hinweise ergeben allein kein eindeutiges Bild über den zukünftigen Bedarf
an Fachkräften in der Altenhilfe.

Um weitere Erkenntnisse zu gewinnen, ist beabsichtigt, in Kooperation mit den
Altenpflegeschulen eine Erhebung über die berufliche Verweildauer und Fluktuati-
on ausgebildeter Altenpfleger/-innen durchzuführen.

Für die nächsten Jahre zeichnet sich allein aus der voraussichtlichen demographi-
schen Entwicklung sowie der ableitbaren ambulanten und stationären professionel-
len Pflege ein erhöhter Bedarf an ausgebildeten Fachkräften der Altenhilfe ab. Auch
wenn dieser Bedarf sich gegenwärtig nicht differenziert quantifizieren lässt, ist ab-
sehbar, dass zunächst ein Kontingent von jährlich 150 Auszubildenden ausge-
schöpft werden sollte, um Engpässe bei der Pflege älterer Menschen zu vermeiden.

Eine ergänzende Möglichkeit zur Deckung des Bedarfs an qualifizierten Alten-
pfleger/-innen wird mit dem Modell „Jobrotation in der Altenpflege“ eröffnet. Hier
wird ab April 2001 eine Teilzeitausbildung für beschäftigte, ungelernte Altenpflege-
helfer/-innen angeboten. Dieser Beschäftigtengruppe wird damit eine Möglichkeit
eröffnet, ihre Qualifikation schrittweise zu erweitern.

Der erste Schritt ist die Qualifizierung zur/zum staatlich anerkannten Altenpflege-
helfer/-in mit der dementsprechend höheren Vergütung und größeren beruflichen
Flexibilität. Der Senator für Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und Soziales beab-
sichtigt, bei einem erfolgreichen Verlauf dieser Maßnahme in einem zweiten
Schritt für staatlich anerkannte Altenpflegehelfer/-innen berufsbegleitend eine
Teilzeitqualifizierung zum/zur Altenpfleger/-in zu ermöglichen.

Im Rahmen des Jobrotation-Modells werden Teilnehmer/-innen einer Qualifizie-
rung für Arbeitslose während eines Teils der Freistellungszeiten der Beschäftigten
in den Einrichtungen als Stellvertreter/-innen eingesetzt.


